
  

 

            
 
 
Beschlussvorlage  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Ausschuss für 
Planungsangelegenheiten 

10.05.2016 öffentlich 
Vorberatung 
 

Ausschuss  für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften 
 

17.05.2016 öffentlich 
Vorberatung 
 

Hauptausschuss 18.05.2016 öffentlich 
Vorberatung 
 

Stadtrat 25.05.2016 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
 
 
Betreff: Änderung der „Satzung zum Ausgleich ermäßigter Ausbildungstarife im 

Ausbildungsverkehr in der Stadt Halle (Saale) - Ausgleichssatzung 
(AusglS)“ 

  
 
Beschlussvorschlag:                                         
 

Der Stadtrat beschließt die zweite Änderung der Satzung zum Ausgleich ermäßigter 

Ausbildungstarife im Ausbildungsverkehr in der Stadt Halle (Saale) - Ausgleichssatzung 

(AusglS). 
 
 
 
 
Uwe Stäglin 
Beigeordneter  
 
Finanzielle Auswirkung:          Keine, da die Zuweisungen in der Höhe begrenzt sind. 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  VI/2016/01695 
Datum:   11.02.2016 
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Verfasser:   FB Planen 
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Begründung:                                                                                                                                   
 
Im Zuge der ersten Änderung der Ausgleichssatzung im Jahr 2015  wurde der höhere 
Sollkostensatz unter der Voraussetzung errechnet, dass die Erlöse aus den neuen 
Produkten der Schülerbeförderung, vergleichbar mit denen der alten Produkte sind. 
Das Verhalten der betroffenen Schüler und Eltern hat diese Erwartung nicht erfüllt. 
 
Zur Verhinderung von Mindereinahmen für die HAVAG wurde in den letzten Monaten eine 
Berechnung des Sollkostensatzes, unter der Voraussetzung der Trennung von allgemeinen 
Personenbeförderungskosten und der gesetzlich geforderten Schülerbeförderung 
durchgeführt. 
 
Das Ergebnis dieser Untersuchung liegt jetzt vor. 
Die Verwaltung schlägt dem Stadtrat vor, diesen neuen Kostensatz in die Satzung 
aufzunehmen. 
 
Mit der Änderung des Kostensatzes ergeben sich für das Unternehmen keine höheren 
Ansprüche auf Ausgleichsleistungen durch die Stadt, da die Zuschüsse durch eine finanzielle 
Obergrenze gedeckelt sind. Das Unternehmen wird in die Lage versetzt, die zur Verfügung 
stehenden Mittel besser abzuschöpfen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
 
Anlage 1 Satzungsänderung 
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